
Gemeinde Altheim (Alb) 

Alb-Donau-Kreis 
 
Aufgrund von § 46 Abs. 4 und 5 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (WG), §§ 4 
und 11 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) und §§ 2, 8 Abs. 2, 11, 13, 
20 und 42 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) hat der Gemein-
derat der Gemeinde Altheim (Alb) am 05.12.2016 folgende Satzung beschlossen 
 

3. Satzung vom 05.12.2016 zur Änderung der Satzung  
über die öffentliche Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung – AbwS)  

der Gemeinde Altheim (Alb) vom 27.05.2009 

 
Artikel 1 

Satzungsänderung 

 
§ 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 
Berechtigung und Verpflichtung zum Anschluss  

und zur Benutzung  
 
(1) Die Eigentümer von Grundstücken, auf denen Abwasser anfällt, sind nach näherer Be-

stimmung dieser Satzung berechtigt und verpflichtet, ihre Grundstücke an die öffentlichen 
Abwasseranlagen anzuschließen, diese zu benutzen und das gesamte auf den Grund–
stücken anfallende Abwasser der Gemeinde im Rahmen des § 46 Abs.1 und Abs. 2 WG 
zu überlassen. Der Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur baulichen Nutzung des 
Grundstücks Berechtigte tritt an die Stelle des Eigentümers. 
 

(2) Die Benutzungs- und Überlassungspflicht nach Abs. 1 trifft auch die sonst zur Nutzung 
eines Grundstücks oder einer Wohnung berechtigten Personen. 
 

(3) Bebaute Grundstücke sind anzuschließen, sobald die für sie bestimmten öffentlichen 
Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. 
Wird die öffentliche Abwasseranlage erst nach Errichtung einer baulichen Anlage herge-
stellt, so ist das Grundstück innerhalb von sechs Monaten nach der betriebsfertigen Her-
stellung anzuschließen. 
 

(4) Unbebaute Grundstücke sind anzuschließen, wenn der Anschluss im Interesse der öf-
fentlichen Gesundheitspflege, des Verkehrs oder aus anderen Gründen des öffentlichen 
Wohls geboten ist.“ 

 
§ 5 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 5 

Befreiungen  

 
Von der Verpflichtung zum Anschluss seines Grundstücks an die öffentliche Abwasserbesei-
tigung und von der Pflicht zur Benutzung deren Einrichtungen ist aufgrund § 46 Abs. 5 Satz 1 
WG der nach § 3 Abs. 1 und 2 Verpflichtete auf Antrag insoweit und solange zu befreien, als 
ihm der Anschluss bzw. die Benutzung wegen seines die öffentlichen Belange überwiegen-
den privaten Interesses an der eigenen Beseitigung des Abwassers nicht zugemutet werden 
kann und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbedenklich ist.“ 

 
§ 6 erhält folgende Fassung: 

 
„§ 6 

Allgemeine Ausschlüsse 
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(1) Von der öffentlichen Abwasserbeseitigung sind sämtliche Stoffe ausgeschlossen, die die 

Reinigungswirkung der Klärwerke, den Betrieb der Schlammbehandlungsanlagen, die 
Schlammbeseitigung oder die Schlammverwertung beeinträchtigen, die öffentlichen Ab-
wasseranlagen angreifen, ihre Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung behindern, erschwe-
ren oder gefährden können, oder die den in öffentlichen Abwasseranlagen arbeitenden 
Personen oder dem Vorfluter schaden können. Dies gilt auch für Flüssigkeiten, Gase und 
Dämpfe.  
 

(2) Insbesondere sind ausgeschlossen: 
 
1. Stoffe - auch im zerkleinerten Zustand -, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen in 

den öffentlichen Abwasseranlagen führen können (zum Beispiel Kehricht, Schutt,  
Asche, Zellstoffe, Mist, Schlamm, Sand, Glas, Kunststoffe, Textilien, Küchenabfälle, 
Schlachtabfälle, Haut- und Lederabfälle, Tierkörper, Panseninhalt, Schlempe, Trub, 
Trester und hefehaltige Rückstände); 
 

2. feuergefährliche, explosive, giftige, fett- oder ölhaltige Stoffe (zum Beispiel Benzin, 
Heizöl, Karbid, Phenole, Öle und Fette, Öl-/Wasseremulsionen, Säuren, Laugen, 
Salze, Reste von Pflanzenschutzmitteln oder vergleichbaren Chemikalien, Blut, mit 
Krankheitskeimen behaftete oder radioaktive Stoffe); 
 

3. Jauche, Gülle, Abgänge aus Tierhaltungen, Silosickersaft und Molke; 
 

4. faulendes und sonst übelriechendes Abwasser (zum Beispiel milchsaure Konzentra-
te, Krautwasser); 
 

5. Abwasser, das schädliche oder belästigende Gase oder Dämpfe verbreiten kann; 
 

6. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht;  
 
7. Abwasser, dessen Beschaffenheit oder Inhaltsstoffe über den Richtwerten des An-

hangs A. 1 des Merkblatts DWA-M 115-2 vom Februar 2013 (Herausgeber/Vertrieb: 
Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. - DWA -, The-
odor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef) in der jeweils gültigen Fassung liegen. 

 
(3) Die Gemeinde kann im Einzelfall über die nach Absatz 2 einzuhaltenden Anforderungen 

hinausgehende Anforderungen stellen, wenn dies für den Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlagen erforderlich ist. 
 

(4) Die Gemeinde kann im Einzelfall Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 
2 zulassen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die Versagung der Ausnah-
me im Einzelfall eine unbillige Härte bedeuten würde und der Antragsteller eventuell ent-
stehende Mehrkosten übernimmt.“ 
 

 
§ 7 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 7 

Ausschlüsse im Einzelfall, Mehrkostenvereinbarung 
 

(1) Die Gemeinde kann im Einzelfall Abwasser von der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
ausschließen, 
 
a) dessen Sammlung, Fortleitung oder Behandlung im Hinblick auf den Anfallort oder 

wegen der Art oder Menge des Abwassers unverhältnismäßig hohen Aufwand verur-
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sachen würde; 
 

b) das nach den allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik nicht mit häusli-
chen Abwässern gesammelt, fortgeleitet oder behandelt werden kann. 
 

(2) Die Gemeinde kann im Falle des Absatzes 1 den Anschluss und die Benutzung gestat-
ten, wenn der Grundstückseigentümer die für den Bau und Betrieb der öffentlichen Ab-
wasseranlagen entstehenden Mehrkosten übernimmt und auf Verlangen angemessene 
Sicherheit leistet. 
 

(3) Schließt die Gemeinde in Einzelfällen Abwasser von der Beseitigung aus, bedarf dies der 
Zustimmung der Wasserbehörde (§ 46 Abs. 4 Satz 2 WG).“ 

 
§ 18 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 18 
 

Abscheider, Hebeanlagen, Pumpen, Zerkleinerungsgeräte, Rückstausicherung  
 
(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle 

oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen können, sind Vorrichtungen zur Abschei-
dung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden Schlammfän-
gen) einzubauen, zu betreiben, zu unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den 
dazugehörenden Schlammfängen sind vom Grundstückseigentümer in regelmäßigen 
Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf zu leeren und zu reinigen. Bei 
schuldhafter Säumnis ist er der Gemeinde gegenüber schadensersatzpflichtig.  
Für die Beseitigung/Verwertung der anfallenden Stoffe gelten die Vorschriften über die 
Abfallentsorgung. 
 

(2) Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer im Einzelfall den Einbau und den Be-
trieb einer Abwasserhebeanlage verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers 
notwendig ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf Grundstücken, die an Abwasserdruck-
leitungen angeschlossen werden. § 16 bleibt unberührt. 
 

(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, Papier und dergleichen sowie Handtuch-
spender mit Spülvorrichtung dürfen nicht an Grundstücksentwässerungsanlagen ange-
schlossen werden.“ 

 
§ 21 erhält folgende Fassung 
 

„§ 21 
Abnahme und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen, 

Zutrittsrecht, Indirekteinleiterkataster  
 

(1) Vor der Abnahme durch die Gemeinde darf die Grundstücksentwässerungsanlage nicht 
in Betrieb genommen werden. Die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage be-
freit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter und den ausführenden Unternehmer 
nicht von ihrer Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie Ausführung der 
Arbeiten. 
 

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 3 Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die 
Prüfungen zu dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur Prüfung des Abwas-
sers notwendigen Einblick in die Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen.  
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Die mit der Überwachung der Anlagen beauftragten Personen dürfen Grundstücke zum 
Zwecke der Prüfung der Einhaltung der Satzungsbestimmungen betreten. 
 

(3) Werden bei der Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen Mängel festgestellt, hat 
sie der Grundstückseigentümer unverzüglich zu beseitigen. 
 

(4) Die Gemeinde ist nach § 49 Abs. 1 WG in Verbindung mit der Eigenkontrollverordnung 
des Landes verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach Beschaffenheit und 
Menge ein erheblicher Einfluss auf die öffentliche Abwasserbehandlungsanlage, deren 
Wirksamkeit, Betrieb oder Unterhaltung oder auf das Gewässer zu erwarten ist, in einem 
so genannten Indirekteinleiterkataster zu erfassen. Dieses wird bei der Gemeinde geführt 
und wird auf Verlangen der Wasserbehörde übermittelt. Die Verantwortlichen dieser Be-
triebe sind verpflichtet, der Gemeinde, auf deren Anforderung hin, die für die Erstellung 
des Indirekteinleiterkatasters erforderlichen Angaben zu machen. Dabei handelt es sich 
um folgende Angaben: 
Namen des Betriebs und der Verantwortlichen, Art und Umfang der Produktion, eingelei-
tete Abwassermenge, Art der Abwasservorbehandlungsanlage sowie der wesentlichen 
Abwasserinhaltsstoffe. Hierzu gehören insbesondere auch solche Stoffe, die in Anlage 5 
und 7 der Oberflächengewässerverordnung genannt sind. Die Gemeinde wird dabei die 
Geheimhaltungspflicht von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen sowie die Belange des 
Datenschutzes beachten.“ 

 
§ 39 erhält folgende Fassung: 
 

 „§ 39 
Gebührenschuldner 

 
(1) Schuldner der Abwassergebühr ist der Grundstückseigentümer. Der Erbbauberechtigte 

ist anstelle des Grundstückseigentümers Gebührenschuldner. Beim Wechsel des Ge-
bührenschuldners geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden 
Kalendermonats auf den neuen Gebührenschuldner über. 
 

(2) Gebührenschuldner für die Gebühr nach § 38 Absatz 3 ist derjenige, der das Abwasser 
anliefert. 
 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.“ 
 

§ 40 a erhält folgende Fassung: 
 

„§ 40 a 
Bemessungsgrundlage der Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Bemessungsgrundlage für die Niederschlagswassergebühr (§ 38 Abs. 1) sind die über-

bauten und befestigten (versiegelten) Flächen in Abhängigkeit ihrer Oberflächenbeschaf-
fenheit, des an die öffentliche Abwasserbeseitigung angeschlossenen Grundstücks, von 
denen Niederschlagswasser unmittelbar oder mittelbar den öffentlichen Abwasseranla-
gen zugeführt wird. Maßgebend für die Flächenberechnung ist der Zustand zu Beginn 
des Veranlagungszeitraumes, bei erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der Zu-
stand zum Zeitpunkt des Beginns des Benutzungsverhältnisses. 
 

(2) Als versiegelte Fläche gilt die Grundstücksfläche multipliziert mit dem jeweiligen Gebiets-
abflussbeiwert. Dieser ergibt sich aus den Eintragungen in der als Anlage 1 zu dieser 
Satzung beigefügten Gebietsabflussbeiwertkarte vom 19.10.2016 Diese kann zu den 
üblichen Geschäftszeiten im Bürgermeisteramt der Gemeinde Altheim (Alb), oder im 
Verwaltungsverband Langenau, Kuftenstraße 19, 89129 Langenau eingesehen werden. 
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Wird von einem Grundstück, das in einem Gebiet liegt, für das in der Gebietsabflussbei-
wertkarte kein Gebietsabflussbeiwert festgesetzt ist, Niederschlagswasser in die öffentli-
che Abwasseranlage eingeleitet, so wird der Gebührenberechnung die tatsächlich über-
baute und befestigte Fläche zugrunde gelegt, von der aus Niederschlagswasser eingelei-
tet wird oder abfließt. 
 

(3) Der Gebietsabflussbeiwert stellt einen Mittelwert dar, der im Wesentlichen auf der Ge-
bäudegröße und einem an der Bebauungsart orientierten Befestigungsanteil beruht. 
 

(4) Auf Antrag des Gebührenschuldners gilt als versiegelte Fläche die tatsächlich überbaute 
und befestigte (versiegelte) Grundstücksfläche von der aus Niederschlagswasser unmit-
telbar oder mittelbar in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet wird, ermittelt unter 
Anwendung von Absatz 5. 
Der Anzeige sind prüffähige Unterlagen gemäß § 46 Abs. 3 beizulegen mit der Maßgabe, 
dass auch eine maßstäbliche Planskizze mit entsprechenden Angaben genügt. Bei 
Dachflächen wird die Projektion auf die horizontale Ebene zugrunde gelegt.  
Maßgebend für die Flächenberechnung ist der Zustand zu Beginn des Veranlagungszeit-
raumes, bei erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der Zustand zum Zeitpunkt der 
Antragstellung. 
 

(5) Die versiegelten Flächen werden mit einem Faktor multipliziert, der unter Berücksichti-
gung des Grades der Wasserdurchlässigkeit und der Verdunstung für die einzelnen Ver-
siegelungsarten wie folgt festgesetzt wird: 
 
Versiegelte Flächen mit Kanalanschluss Versiegelungsfaktor 
 
a.) Dächer 
Schrägdach 0,9 
Flachdach [Kies, Folie] 0,6 
Gründach [Schichtstärke 6 cm] 0,3 
 
b.) versiegelte Flächen 
undurchlässige Flächenbefestigungen 0,8 
- Asphalt, Beton, Natursteinpflaster- und Plattenbeläge 
  ohne Fugen 
 
teildurchlässige Flächenbefestigungen 0,5 
- Natursteinpflaster- und Plattenbeläge mit Fugen 
  Beton- und Klinkerpflaster, Kies- oder Splittdecken 
 
hochdurchlässige Flächenbefestigungen 0,2 
- Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Rasenlochklinker 
  Splittfugenpflaster, Porenpflaster, Schotterrasen 
 
c.) andere Versiegelungsarten 
Für versiegelte Flächen anderer Art gilt der Faktor derjenigen Versiegelungsart nach den 
Buchstaben a.) und b.), die der vorliegenden Versiegelung in Abhängigkeit vom Wasser-
durchlässigkeitsgrad am nächsten kommt.  
 
d) Flächenermäßigung bei Zisternen mit Kanalanschluss 
Beim Betrieb von Zisternen mit Kanalanschluss ermäßigt sich die Veranlagungsfläche bei  
 
1. Zisternen mit Regenwassernutzung für Gartenbewässerung [intensive gärtnerische 
Nutzung] um 8 m² je m³ Fassungsvolumen, maximal um 48 m². 
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2. Zisternen mit Regenwassernutzung und Betriebswassernutzung [WC-Spülung 
und/oder Waschmaschine] um 15 m² je m³ Fassungsvolumen, maximal um 90 m².  
 
Bei einem Zisternenvolumen größer 6 m³ werden auf Antrag bei einem Haushalt über 4 
Personen pro weiterer Person zusätzlich 15 m² Flächenermäßigung gewährt. 
 
e) Flächenermäßigung bei Anlagen mit Überlauf 
Beim Betrieb der nachfolgenden Anlagen reduziert sich die Veranlagungsfläche jeweils 
um: 
  Flächenermäßigung 
Retentionszisterne:   
Speichervolumen 1 – 4 m³  15 m²/m³ 
max. 60 m² der Dachfläche 
und 
- Nutzvolumen 1 – 6 m³ 
  für Gartenbewässerung  8 m²/m³ 
oder 
- Nutzvolumen 1 – 6 m³ 
  für Gartenbewässerung und Betriebswassernutzung  15 m²/m³ 
 
Teichanlage: 
Aufstauvolumen > 0,5 m³ 
max. 100 % der Dachfläche  30 m²/m³ 
 
Muldenversickerung: 
Speichervolumen > 0,5 m³ 
max. 100 % der Dach- und Hoffläche 45 m²/m³ 
 
Da bei diesen Anlagen ein Anschluss an das Kanalnetz grundsätzlich bestehen bleibt, 
kann auch bei einer Kombination für die gleiche Dachfläche nur einmal eine Ermäßigung 
beantragt werden.  
Die entsprechenden Teilflächen werden jeweils auf volle Quadratmeter abgerundet.“ 
 

§ 42 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 42 
Höhe der Abwassergebühren 

 

(1) Die Schmutzwassergebühr (§ 40) beträgt je m³ Abwasser 2,86 €. 

 

 Dieser Betrag teilt sich wie folgt auf: 

 - Kanalgebühr  1,12 €/m³, 

 - Klärgebühr  1,74 €/m³. 

 

(2) Die Niederschlagswassergebühr (§ 40 a) beträgt je m² versiegelte Fläche pro Jahr  

 0,57 €. 

 

Dieser Betrag teilt sich wie folgt auf: 

 - Kanalgebühr  0,37 €/m² pro Jahr, 

 - Klärgebühr  0,20 €/m² pro Jahr. 
 

(3) Wird Abwasser in öffentliche Kanäle eingeleitet, aber nicht einer Kläranlage zugeführt, 
wird die Kanalgebühr erhoben. Für Abwasser, das zu einer öffentlichen Abwasserbeseiti-
gungsanlage gebracht wird, wird die Klärgebühr erhoben. 
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(4) Sofern durch die modifizierte Erschließung von Baugebieten Niederschlagswasser ge-
trennt abgeleitet und beseitigt wird, ermäßigt sich in den Fällen des § 3 Abs. 1, in denen 
eine ausdrückliche Anschluss- und Benutzungspflicht besteht, die Niederschlagswasser-
gebühr um den Anteil, der auf die Niederschlagswasserreinigung entfällt. Die Zulässigkeit 
von Maßnahmen zur Entsiegelung und Betriebswassernutzung bleibt hiervon unberührt. 
 

(5) Beginnt oder endet die gebührenpflichtige Benutzung in den Fällen des § 40 a während 
des Veranlagungszeitraumes, wird für jeden Kalendermonat, in dem die Gebührenpflicht 
besteht, ein Zwölftel der Jahresgebühr angesetzt.“ 

 
§ 43 erhält folgende Fassung: 
 

„§ 43 

Entstehung der Gebührenschuld 

 

(1) In den Fällen des § 38 Abs. 1 entsteht die Gebührenschuld für ein Kalenderjahr mit Ab-

lauf des Kalenderjahres (Veranlagungszeitraum). Endet ein Benutzungsverhältnis vor Ab-

lauf des Veranlagungszeitraumes, entsteht die Gebührenschuld mit Ende des Benut-

zungsverhältnisses. 

 

(2) In den Fällen des § 39 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Gebührenschuld für den bisherigen 

Grundstückseigentümer mit Beginn des auf den Übergang folgenden Kalendermonats, 

für den neuen Grundstückseigentümer mit Ablauf des Kalenderjahres. 

 

(3) In den Fällen des § 38 Abs. 2 entsteht die Gebührenschuld bei vorübergehender Einlei-

tung mit Beendigung der Einleitung, im Übrigen mit Ablauf des Veranlagungszeitraumes. 

 

(4) In den Fällen des § 38 Abs. 3 entsteht die Gebührenschuld mit der Anlieferung des Ab-

wassers. 

 

(5) Die Gebührenschuld gemäß § 38 Abs. 1 ruht auf dem Grundstück bzw. dem Erbbaurecht 

als öffentliche Last (§ 13 Abs. 3 i.V. mit § 27 KAG).“ 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt zum 01.01.2017 in Kraft. 
 
Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Sat-
zung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind.  
 
Ausgefertigt! 
 
Altheim (Alb), 05.12.2016 
 
gez. 
Andreas Koptisch 
Bürgermeister 
 


